Mien, Donnerstag den 8, Jänner 1880. 


XIII. Jahrgang. Nr. 2. 


Oeſterreichiſche 


Zeilſcht 


ift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Prünumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljahrig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntuiſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung erbitten, 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die 


Erkeuntniſfe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Knſerate werden billinft berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſtegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


An unſere Teer! 


Wir laden zur Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1880 ein. 
Das Jahres⸗Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit 


der in Buchform bogenweife beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. 
(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei- 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht— 
zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine 
Unterbrechung eintrete. Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle 
mittelſt Poſtan weiſung geſchehen. 
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und indirecte Steuern und 


Wirkungsweiſe “). 


Heber directe ihre 


Wie ſchon vielfach anderwärts haben auch im Steuerweſen erſt 


gewonnene Erfahrungen zur Berichtigung und wohl auch zur gründ⸗ 


lichen Wandlung der Theorie geführt. Erinnern wir uns der Pphyfio- 
kratiſchen allgemeinen Grundſteuer, die eine eigene Schule als ihr 
Steuerideal aufſtellte! Aus ſcheinbar evidenten Vorderſätzen entwickelte 
ſie die Lehre, daß nur die Landwirthſchaft reinen Ertrag gewähre. 
Man war einverſtanden, daß eine Steuer nur aus dieſem entnommen 
werden könne und folgerte ſehr einfach, daß ſomit auch die Land- 


) Aufſatz des Domänenverwalters Ph. Bauer in Karlsruhe in der 
„Zeitſchrift für badiſche Verwaltung und Verwaltungs⸗Rechtspflege“. Der Auſſatz 
ſtellt eine Reihe von Geſichtspunkten. auf, welche von der Theorie bisher 
wenig beachtet wurden. Die Red. 


wirthſchaft, als Quelle alles reinen Einkommens, zum Vorſchußfond 
für ſämmtliche Steuern berufen ſei. Die Praxis zeigte, daß die Durch- 
führung dieſes Grundſatzes unmöglich falle, und eine nähere Erwägung 
ließ die Gründe dieſer Erfahrung und das Irrige der aufgeſtellten 
Lehre erkennen. 

Länger hielt man an den directen Steuern feſt und insbeſondere 
gilt die allgemeine Einkommenſteuer noch vielfach als das zu erſtrebende 
Ziel. Gleichwohl konnte man ſich in Staaten mit größerem Steuer- 
bedürniß kaum entſchließen, ſie anders als verſuchsweiſe im beſchränkten 
Maße und mehr als Exgänzungsſteuer einzuführen. 

Neben dieſen directen, d. h. unmittelbar nach Maßgabe des 
Einkommens oder Vermögens angelegten Steuern behaupteten ſich 
fortan — obgleich namentlich in Deutſchland von der Theorie weniger 
begünſtigt — die mittelbaren ſogenannten indirecten Steuern. Ja, 
ungeachtet des Widerſtrebens der zur vorſchußweiſen Zahlung dieſer 
Steuern Genöthigten und obgleich man ſtets mehr oder weniger an 
der Einkommenſteuertheorie feſthielt, blieben ſie doch von Jahr zu 
Jahr in Geltung und drängten ſich immer wieder vor, ſogar folche, 
die von geſetzgebenden Factoren als verwerflich und zur demnächſtigen 
Beſeitigung geeignet erklärt wurden. 

In neueſter Zeit wendet ſich den indirecten Stenern die allgemeine 
Aufmerkſamkeit in einem Maße zu, daß es gerade jetzt Vielen von 
Jutereſſe und Manchem ein Bedurfniß ſein möchte, ſich das Weſen 
dieſer beiden Steuergattungen und die Gründe, welche für und gegen 
dieſelben ſprechen, näher zu vergegenwärtigen. Die vortiegenden Zeilen 
möchten einem ſolchen Bedürfniß entgegenkommen, die principielle 
Verſchiedenheit der beiden Steuergattungen nachweiſen und die Vortheile 
und Nachtheile derſelben vor Augen führen, indem ſie die Art und 
Weiſe darthun, wie ſie bei ihrer erſten Anlage und bei längerem 
Beſtehen wirken. 

Verſucht man zu dem Ende eine nähere Begriffs beſtimmung 
der directen und indirecten Stenern, jo treten ſogleich weſentliche 
Schwierigkeiten hervor, die ihren Grund in der Unbeſtimmtheit dieſer 
Ausdrücke haben. In Deutſchland pflegt man jene Steuern directe zu 
nennen, welche unmittelbar von den Perſonen gefordert werden, die 
man zu treffen beabſichtigt, indirecte die, womit man die eigentlichen 
Pflichtigen erſt mittelbar, gleichſam auſ Umwegen, treffen will. 

Allein in dieſem Sinne paßt gerade auf die wichtigſten dieſer 
Steuern, nämlich auf jene, welche zunächſt von Producenten oder 
Beziehern von Waaren (3. B. von Bier, Wein ꝛc. ꝛc.) zwar erhoben 
werden, die aber eigentlich indirect) den Abnehmern zur Laſt fallen 
follen, die Bezeichnung als indirecte Steuern nicht vollſtändig. Denn 
für einen Theil dieſer Waaren haben die Bezieher keine weiteren 
Abnehmer, nämlich für jenen, den ſie zu ihrem eigenen Hausverbrauche 
benutzen; ja einzelne Käufer von auswärtigen Waaren beabſichtigen 
überhaupt nicht, dieſelben weiter zu veräußern, — und auch dieſe 
werden alſo von den Steuern (Zöllen) gewiß nicht indirect, ſondern 
direct getroffen. Auch die Kaufacciſe von Liegenſchaften wird gleich 


den Luxusſteuern ganz direct von den Pflichtigen erhoben, obgleich 
ſie ebenfalls — und mit Recht — zu den indirecten Steuern gezählt wird. 

Kein Wunder alſo, wenn Rau u. A. die Bezeichnung directe 
und indirecte Steuern ganz verwerfen und dafür die Ausdrücke 
„Schatzungen“ und „Aufwandsſteuern“ wählen, die in der That auch 
das Weſen dieſer Steuergattungen ſchärfer bezeichnen. Indeſſen dürfte 
es keineswegs nöthig ſein, deßhalb auf die längſt eingelebten und 
allgemein gebrauchten Bezeichnungen 
zu verzichten. Sie laſſen auch recht wohl eine andere mit dem Weſen 
derſelben ebeufalls völlig übereinſtimmende Deutung zu, wenn man nicht 
die Perſonen, ſondern ganz allgemein das Einkommen als Gegenſtand 
der Befteuerung aufſaßt. 


Alle Steuern werden ja ſchließlich aus dem Einkommen beſtritten 


und das reine Einkommen ſtellt unzweifelhaft die Steuerfähigkeit der 
Einzelnen dar. Dieſe nach ihrem reinen Einkommen anzulegen oder zur 
Steuer beizuziehen, iſt daher der einzige directe Weg, den der Geſetzgeber 
einſchlagen kann. Man faßt entweder das Gefammtvermögen des 
Pflichtigen oder die verſchiedenen Einkommenszweige in's Auge und 
erhält ſo, wie ſchon angedeutet wurde, die allgemeine Einkommenſteuer, 
die Steuer vom Capital, Grund und Boden, von Häuſern, dem Gewerbs 
betriebe ꝛc. ꝛc. Es find dies die directen Steuern, die ſämmtlich 
unmittelbar nach dem Einkommen angelegt werden. 

Die unendlichen Schwierigkeiten jedoch, die ſich der Feſtſtellung 
des reinen Einkommens ja ſchon des Brutto-Einkommens der einzelnen 
Perſonen entgegenſtellen und das Drückende einer aus dieſem Grunde 
unvermeidlichen ungleichen Vertheilung der directen Steuerlaſt gab zu 
allen Zeiten Anlaß, auch andere Wege aufzuſuchen, alſo ſtatt des ſo 
ſchwer zu ermittelnden Einkommens nach anderen Kennzeichen der 
Steuerfähigkeit zu forſchen — und es ſind dies keine anderen und können 
keine anderen ſein, als die Ausgaben der Steuerpflichtigen. Auch der 
Aufwand derſelben läßt ja einen Schluß auf die Steuerfähigkeit zu 
und nicht ſelten einen richtigeren, als das auf's Geradewohl geſchätzte 
reine oder gar das Brutto-Einkommen vom Geſammtvermögen oder 
von beſonderen Vermögenstheilen. Wer irgend einen Aufwand für 
Wein, Bier, Branntwein, den Ankauf von Liegenſchaften, den Bezug 
von auswärtigen Waaren, für das Halten von Luxuspferden u. dgl. 
macht, der kann im Verhältniß desſelben wohl als ſteuerfähig angeſehen 
werden. Man darf vorausſetzen, daß er, wenn ihm fein Einkommen 
dieſen Aufwand geftattet, auch einen etwas höheren Preis — in der 
Steuer — dafür zu zahlen vermöge. 

Auch auf dieſem indirecten Wege alſo kann das Einkommen 
getroffen werden und die Steuern, welche man auf Grund der Aus— 
gabeu der Pflichtigen zur Anlage bringt, heißen mit Recht indirecte 
Steuern. Sie umfaſſen alle diejenigen, welche wir oben als ſolche 
bezeichneten und zwar mit Einſchluß jener vom Hausverbrauche, von 
den Luxusausgaben, Liegenſchaftskaufen ꝛc. ꝛc., alſo derjenigen, welche 
nicht in den engeren Rahmen des gewöhnlichen Begriffs der indirecten 
Steuern paſſen und ſtimmen im Weſentlichen ganz mit den 
Steuern überein, die Rau als „Schatzungen“ und „Aufwandsſteuern“ 
bezeichnet. Auch kennzeichnen ſie ebenſo auf das Schärfſte das eigentliche 
Weſen der indirecten Steuern im Gegenſatze zu den directen. Die 
letzteren werden unmittelbar nach dem Einkommen ſelbſt, die indirecten 
nach dem Aufwande der Pflichtigen angelegt, als einem Mittel, damit 
indirect ebenfalls das Einkommen zu treffen. Richtiger wäre vielleicht 
die Bezeichnung „directe und indirecte Einkommenſteuer“. 

In dieſem Sinne behalten wir die Bezeichnung directe und 


indirecte Steuern bei. Hier wird die Steuerpflicht an die Einnahmen, 


dort an die Ausgaben, der Staatsbürger geknüpft. Darin alſo beſteht 
ihr weſentlicher Unterſchied und — fügen wir es ſogleich bei — der 
große Vorzug der indirecten Steuern vor den directen. Denn die Ein- 
nahmen können, wie wir ſehen werden, nur in einer Weiſe zur Grund⸗ 
lage einer Beſteuerung dienen, daß es den Pflichtigen unmöglich wird, 
die Laſt auf andere überzuwälzen und, daß ſie daher um ſo drückender 
werden, als auch die gleichmäßige Vertheilung niemals gelingt, 
— während die auf den Ausgaben ruhenden Steuern, indem ſie ſich 
mit dem Aufwande ſelbſt, beziehungsweiſe mit den Preiſen miſchen, ſchon 
bei der erſten Anlage erträglicher ſind und im ſpäteren Verlauf ſich immer 
weiter vertheilen und damit immer leichter erivagen werden *). 


*) Da faſt alle Ausgaben, welche ſich zur Beſtenerung eignen könnten, 
für Erwerbung und Benutzung von Erzeugniſſen und Waaren der verſchiedenſten 
Art gemacht werden, ſo kann man auch dieſe ſelbſt als Steuerobjecte betrachten 


„directe und indirecte Steuern“ 


Betrachtet man nun, um dies im Einzelnen nachzuweiſen, die 
directen Steuern näher, ſo ergibt ſich ſofort ein weſentliches Be⸗ 
denken gegen fe, wenn man man die Anlage und die nächſte 
Wirkung derſelben in's Auge faßt. 

In welcher Weiſe und in welchem Maße können die Staatsbürger 
unmittelbar zur Steuer beigezogen werden? 

Alle Stenern ſollen möglichſt aus dem reinen Einkommen ent⸗ 
nommen werden. Diefer Satz gilt als Axiom in der Steuertheorie. Er 
iſt in der That ebenſowenig zu beſtreiten, wie der allgemeine Grundſatz, 
daß überhaupt Niemand mehr ausgeben ſoll, als er ſicher iſt, einzu— 
nehmen. Wenn jeder Einzelne nach dem letzteren handeln muß, um 
nicht wirthſchaftlich zu Grunde zu gehen, hat ſich auch die Regierung 
bei der Anlage von Steuern auf das reine Einkommen der Pflichtigen, 
d. h. jenen Fond zu beſchränken, welche die wirkliche Steuerfähigkeit 
derſelben bezeichnet, und über den ſie nicht hinaus greifen darf, wenn 
ſie dieſelben nicht in ihrem wirthſchaftlichen Fortbeſtehen bedrohen will. 

Hieraus folgt nun zwar, daß eine directe Beſteuerung das reine 
Einkommen treffen und dasſelbe nicht überſchreiten ſoll, aber noch 
keineswegs, daß das reine Einkommen auch der einzig gerechte Maßſtab 
der Beſteuerung ſei, daß alſo die Pflichtigen nothwendig nach Verhältniß 
desſelben beigezogen werden müſſen. 

Am nächſten läge vielmehr der Beizug nach Verhältniß der 
Vortheile, die einem Jeden aus den Staatseinrichtungen erwachſen 
Die Betrachtung der einfachſten Verhältniſſe beſtätigt dies. Das Mit— 
glied irgend welcher Geſellſchaft, eines Muſikvereines, einer Actien 
geſellſchaft ze, ſoweit es nur gleiche Berechtigung mit den übrigen ge 
nießt, kann nur zu gleichen Beiträgen mit diefen beigezogen werden. 
Wenn ein Millionär das Theater beſucht, zahlt er nicht mehr, als der 
Aermſte derjenigen, welche mit ihm den gleichen Platz einnehmen. Man 
würde es geradezu lächerlich finden, wollte man ihn verpflichten, mehr 
oder gar nach Verhältniß ſeines Vermögens zu bezahlen, ebenſo lächer— 
lich, als wenn der minder begüterte Actionär verlangen wollte, daß 
ihm für jede Actie mehr bezahlt werde, als einem Rothſchild, — oder 
mit andern Worten, daß der letztere größere Einzahlung leiſte, weil er 
eine größere Beitragsfähigkeit beſitzt. Ebenſo muß es in der größten 
Geſellſchaft, dem Staatsverbande, als das Richtige erſcheinen, daß nur 
nach Verhältniß der Vortheile, welche Jedem deſſen Beſtehen gewährt, 
Opfer zur Beſtreitung der Staatsausgaben auferlegt werden, — denn 
wodurch wären ſie ſonſt gerechtfertigt? 

Indeſſen muß man ſchon vornherein auf dieſen Vertheilungs— 
maßſtab verzichten, weil er augenſcheinlich nicht ausführbar iſt. Schon 
die Vortheile ſelbſt, welche den Einzelnen aus den Staatseinrichtungen 
erwachſen, ſind ſchlechthin nicht zu ermitteln. Die letzteren in ihrer 
Geſammtheit bilden einen Organismus, deſſen nutzbringende Einwirkung 
auf das Einzelne im Verhältniß zum Uebrigen nicht feſtzuſtellen iſt, 
zumal der Gewinn und der Genuß, welcher den verſchiedenen Mitgliedern 
der Staatsgeſellſchaft überhaupt zu Theil wird, für Jeden wieder durch 
ein Zuſammenwirken von Momenten fich beſtimmt und modifieirt, die 
theilweiſe mit den Staatseinrichtungen ganz außer Verbindung ſtehen. 
Es ift durchaus unmöglich, zu ermitteln, wieviel das Beſtehen der 
Gerichte, der Schulen, der Straßen, der Polizei ꝛc. ꝛc. dem Einen 
jetzt und ſpäterhin nützlicher iſt, als dem Andern. Es iſt daher ebenfo 
unmöglich, daraus einen Vertheilungsmaßſtab zu gewinnen. Wie kann 
man abwägen, welchen unmittelbaren und mittelbaren Nutzen der Land⸗ 
wirth, der Handwerker, der Staatsbeamte, der Kaufmann, der Gelehrte 
oder Künſtler für ſich aus dem Organismus der vorhandenen Staats⸗ 
anſtalten jetzt zieht und welche ihm — in Wochen, Monaten und 
Jahren — in Ausſicht ſtehen? “) 


und die indirecten Steuern als Producten⸗ oder Waarenſteuern bezeichnen. 
Erhoben werden dieſelben beim Gelangen der Producte in den Beſitz: 
1. durch Production (Bier, Branntwein ꝛc.); 
2. durch Kauf (Wein, Fleiſch, Liegenſchaften ꝛc.); 
3. durch Bezug vom Auslande (Zölle); endlich - 
4. bei der Conſtatirung des Gebrauches der verſchiedenen Nutzungs⸗ 
gegenſtände (Steuer von Wohnungen, Pferden, Luxusſteuern ꝛc.) 
Die letztere Steuern (unter 4) und die Liegenſchaftsſteuer (unter 2) 
werden direct erhoben, die übrigen (mit Ausnahme des Hausverbrauchs) indirect. 
„) Die faſt in allen Staaten neben den Steuern zur Erhebung kommen⸗ 
den Gebühren für gewiſſe Regierungshandlungen (Taxen Sporteln ꝛc.) dürften 
hierfür in vieler Hinſicht ſelbſt als Beweis dienen. Die Mißſtände, welche ſie 
vielfach mit ſich bringen, ſind oft ſo groß, daß ſich derartige namentlich die 
Rechtſprechung vertheuernde Abgaben in der That faſt nur dadurch einigermaßen 
rechtfertigen laſſen, daß ſie — dem Zudrang Schranken ſetzen. 


Es mußte daher freilich ein anderer Maßſtab aufgeſucht werden, 
wenn man einen ſolchen für unumgänglich hielt, und blieb keine andere 


Wahl als eben das reine Einkommen. Damit wurde nicht allein das 
Princip gewahrt, daß kein Pflichtiger über ſein Vermögen in Anſpruch 
genommen wurden darf, ſondern das Einkommen läßt auch wenigſtens 
indirect auf den Grad des Vortheiles, den Jeder aus dem Beſtehen der 
Staatseinrichtungen zieht, ſchließen. Es iſt daher erklärlich, daß man 
dasſelbe als geeignet zu einem Steuermaßſtab anſah, obgleich der 
Schluß, den es zuläßt, ſehr unſicher iſt, und damit ſelbſtverſtändlich 
ſchon eine Hauptgrundlage der directen Steuern. Denn die unmittel- 
baren, wie die mittelbaren Vortheile, welche der Staatsverband den 
Einzelnen bietet, können bei gleichen Vermögens- und Einkommensver⸗ 
hältniſſen unendlich verſchieden ſein und ebenſo bei ungleichen bald größer, 
bald geringer. 

Ein Vater, der ſeine Kinder verliert, ein Mann, den ein Unglücks— 


fall erwerbsunfähig macht, kann über Nacht Ausſichten auf Vortheile, eine 
er ration der Pflichtigen genügt, fih auf die Einkommenſteuer beſchränken 


die ihm aus Staatseinrichtungen winken, verlieren, größer als alle, die 
er noch zu erwarten hat, — und doch kann ſeine Beitragsfähigkeit, 
ſein reines Einkommen ſich gleich bleiben, ja ſie kann ſich bei dem nun 
Alleinſtehenden (durch Verminderung der Ausgaben) ſogar noch ſteigern. 
Die Eigenthümer von Fabriken mit ungefähr gleicher Ausdehnung, die 
ziemlich die nämlichen Vortheile aus den allgemeinen Staatseinrichtungen 


ziehen, können umgekehrt höchſt verſchieden in ihrer Beitragsfähigkeit ſein, 


je nachdem ihnen noch andere Hilfsquellen zu Gebote ſtehen oder die 
Gunſt der Verhältniſſe — vielleicht ganz unabhängig von allen Staats- 
einrichtungen, z. B. das Hervortreten neuer Abſatzquellen ꝛc. ꝛc. 
ſpeciell gerade ihr Einkommen ſteigert. Ja es darf ſogar angenommen 
werden, daß die weniger geſicherten und daher minderbeitragsfähigen 
Etabliſſements in Wirklichkeit einen größeren Nutzen von den allgemeinen 
Staatseinrichtnngen, den Schulen, dem Rechtsſchutze, der Sicherheit 
gegen Feindesangriffe ꝛc. ꝛc. haben, als die auf feſterer Baſis ſtehenden. 
Ebenſo vermögen die durch ihre Hilfsmittel Unabhängigen ſogar aus 
Kriſen, denen gegenüber ſich vielleicht die Staatseinrichtungen machtlos 
zeigen, unter Umſtänden, z. B. durch Vernichtung ihrer Concurrenten, 
die höchſten Vortheile zu erlangen. In's Unendliche ließen ſich die 
Beiſpiele vermehren, welche beweiſen, daß der Nutzen, welchen der 
Staatsverband den Einzelnen bringt, keineswegs in beſtimmtem Ver— 
hältniſſe mit ihrer Beitragsfähigkeit oder ihrem reinen Einkommen fteht. 
Es kann daher einem Zweifel nicht unterliegen, daß, wenn ſchon eine 
directe Ermittlung der Vortheile, welche die Pflichtigen aus dem 
Staatsorganismus ziehen, unmöglich iſt, die indirecte durch Erforſchung 
des reinen Einkommens in dieſer Hinſicht noch weit unzuverläſſiger ſein 


muß, auch wenn die Bemühung wirklich zum Ziele ſührte. Allein auch 


dies iſt nicht zu hoffen. Das Einkommen überhaupt, insbeſondere aber das 
reine Einkommen iſt nicht einmal mit annähernder Sicherheit feſtzuſtellen. 
Wenn man daher ganz abſehen wollte von der Forderung der Vertheilung 
nach Verhältniß des Nutzens, der den Steuerpflichtigen zu gut kommt, und 
das reine Einkommen ganz als den vollkommen zutreffenden einzig gerechten 
Maßſtab des Beizugs der Steuerpflichtigen erklären wollte, fo würde 
immer noch die Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit einer auch nur einigermaßen 


richtigen Ermittlung auch dieſes Steuermaßes entgegenſtehen. Wie iſt es 


einer Regierung möglich, von jedem einzelnen Staatsangehörigen, von 
dem Landwirthe, dem Künſtler, dem Gewerbsmanne das reine Einkommen 
zu finden? Wie ſchwer wird es z. B. dem beſchäftigten Landwirthe ſelbſt, 
ſich über den reinen Ertrag feiner Felder, ſeiner Viehzucht ꝛc. ꝛc. gründ⸗ 
liche Rechenſchaft zu geben! Tauſende und Tauſende ſind dazu völlig außer 
Stande. Iſt es ja bekanntlich eine der ſchwierigſten Aufgaben der Für⸗ 
ſorge für die Landwirthſchaft, die Angehörigen derſelben auch nur in Etwas 
zu einer geordneten Buchführung zu beſtimmen! Auch die Mehrzahl der 
übrigen Steuerpflichtigen aller Stände beſitzt kaum eine mangelhafte 
Aufzeichnung über die Einnahmen und Ausgaben, und die Wenigſten 
wiſſen beſtimmte Auskunft darüber zu ertheilen. Wo es aber der Fall iſt, 
wie theilweiſe beim Kaufmannsſtande, ſtehen immerhin den öffentlichen 
Behörden unüberwindliche Schwierigkeiten, die Wahrheit zu erfahren, ent⸗ 
gegen 5) — überall ſtellt es ſich als eine Sache der Unmöglichkeit heraus, 
für jede einzelne Familie die Ausgaben je nach der Zahl ihrer Angehörigen, 
der Krankheiten, Erziehungskoſten, dem Schuldenſtande ꝛc. ꝛc. überhaupt 


) Faſt nur bei den Beſoldeteu läßt ſich das Einkommen mit Beſtimmt⸗ 
heit feſtſtellen, ſo weit es aus der Beſoldung beſteht, — nicht aber der Lebens⸗ 
bedarf, der Schuldenſtand ꝛc. ꝛc. 


den perſönlichen Verhältniſſen, den Gelegenheiten zum Verdienſte u. dgl. 
Rechnung zu tragen. Und welchen Unterſchied begründet ſchon die körper⸗ 
liche und geiſtige Rüſtigkeit, Kenntniſſe und Intelligenz, Alter und Geſchlecht, 
Unglücks⸗ und Glücksfälle! Es läßt ſich denken, daß Steuerpflichtige bei 
ganz gleichen, wenigſtens gleichbeſteuerten, Productionsmitteln ein mehrfach 
größeres oder kleineres oder auch kein reines Einkommen haben, je nach 
ihren Verhältniſſen und je nachdem ſie mit ihren Mitteln umzugehen 
wiſſen. 

Darf man daher nicht mit Fug behaupten, daß die Aufftellung eines 
gerechten Steuermaßes durch Ermittlung des reinen Einkommens ein nie⸗ 
mals zu verwirklichendes Phantaſiegebilde iſt, das beim Verſuch der Durch⸗ 
führung kaum ein brauchbares Ergebniß liefert? und es iſt zu ver⸗ 
wundern, wenn — wie ſchon erwähnt — die Staaten mit größerem 
Steuerbedürfniß zur allgemeinen Einkommenſteuer nur als einer Zuſatz⸗ 
ſteuer greifen wollten, und im Uebrigen nur kleinere Staaten, denen 
eine verhältnißmäßig geringe Steuerſumme und zwar meiſt bei eigener Decla⸗ 


konnten? In der That erſcheint ſie in ſolchem Falle nicht zu drückend und 
immerhin noch ziemlich ergiebig, wenn ſie auch ungleich iſt, — wie unter 
dieſen Umſtänden auch eine Kopfſteuer durchführbar wäre. Aber ein gleich- 
mäßiges, durchauch gerechtes und zur Erhebung größerer Steuerbeträge geeig- 
netes Steuermaß iſt damit, wenn man auch noch die menſchlicheu Irrungen 
der Kataſterbeamten, die Täuſchungen der Pflichtigen u. dgl. in Betracht 
zieht, nicht zu erlangen. 

Noch weniger alfo, wenn man von den perſönlichen Wirthſchafts⸗ 
verhältniffen ganz abſieht und die einzelnen Einkommenszweige, wie fie 
aus den verſchiedenen Arten des Capitals und der Arbeit hervorgehen, 
als maßgebend annimmt, wenn man die Gebäude, die Grundſtücke, die 
Capitalien, die Gewerbe ꝛc. ꝛc. ohne alle Rückſicht auf die Perſonen und 
ihre übrigen Verhältniffe zur Steuer einſchätzt. Wie kann man hoffen, 
auch nur entfernt damit eine gleichmäßige Beſteuerung der einzelnen 
Pflichtigen zu erzielen? Wie will man hoffen, den wirklichen Ertrag 
der Häuſer, des Grund und Bodens, der einzelnen Erwerbsarten, der 
Verzinſung der Capitalien an ſich zu ermitteln, und ohne Rückſicht auf 
die unendliche Verſchiedenheit des Fleißes, der Sorgfalt und Intelligenz, 
der geiſtigen, geſellſchaftlichen und wirthſchaftlichen Mittel, womit die 
einzelnen Perſonen auf den Ertrag einzuwirken vermögen, ſowie auf 
die Hemmungen, die ihnen durch Krankheit, Schulden ꝛc. ꝛc. entgegen— 
ſtehen, den wichtigen Antheil, welchen die ſo problematiſch feſtgeſtellten 
Erträgniſſe zu dem wirklichen reinen Einkommen der betreffenden Per⸗ 
ſonen liefern, herauszufinden? Es wäre und iſt ein vergebliches Be⸗ 
mühen. Kaum daß das Ergebniß ſolcher Schätzungen genügt, um ſehr 
mäßige Steuerbeträge darnach zu erheben! Die unvermeidlichen Un— 
gleichheiten würden ſonſt nothwendig zu den ſchwerſten Bedrückungen 
führen. 

Es gilt dies von der erſten Anlage. Noch entſchiedener tritt 
aber ihre Eigenthümlichkeit in ihren Folgen und Wirkungen bei 
längerem Beſtehen hervor. Insbeſondere iſt die Nothwendigkeit 
ihrer Feſtſtellung durch Schätzung nach durchſchnittlichen 
Wert hen zu beachten. Eine andere Anlage als in dieſer Weiſe iſt 
nicht ausführbar. Allen Einnahmen der Pflichtigen und den darauf 
ruhenden Ausgaben nachzuſpüren, um ſchließlich für Jeden das Jahres: 
einkommen (im Ganzen oder für einzelne Vermögenstheile) zu berechnen, 
wäre, wie ſchon oben dargethan wurde, eine Sache der Unmöglichkeit. 
Unbedingt muß zu dem angegebenen Hilfsmittel der Schätzung gegriffen 
werden. Es ift nicht einmal thunlich, die Einnahmen jedes einzelnen 
Pflichtigen für ſich zu ſchätzen. Man pflegt vielmehr Claſſen zu bilden, 
in welche die Pflichtigen oder die Steuerobjecte nach ohngefährem 
Ermeſſen eingereiht werden. Ueberdies müſſen dabei in der Regel 
aus unabweislichen Gründen viele für die Steuerpflichtigen höchſt 
bedeutungsvolle, ja für ihre Exiſtenz oft entſcheidende Momente (Kranf- 
heit, Schulden, Verluſte ꝛc.) geſetzlich ganz außer Berückſichtigung bleiben. 

Von dieſen ſo überaus unſicheren Feſtſtellungen iſt ferner klar, 
daß ſie nicht Jahr für Jahr erneuert werden können. Sie müſſen für 
längere Zeiträume beibehalten werden. Während derſelben bleiben die 
Steuern feſt, unveränderlich. Dies gielt von allen Einkommenſteuern, 
welcher Art ſie auch ſeien, und dieſes Verhältniß iſt es, welches die⸗ 
ſelben auch in ihren Folgen als durchaus nachtheilig erſcheinen läßt. 

Die nächſte Folge iſt die Unmöglichkeit, für dieſe Zeiträume 
Aenderungen zu berückfichtigen, welche während derſelben vor ſich gehen. 
Arbeisverdienſt, Einkommen aus Grund und Boden, ſowie aus Häu⸗ 


ſern, Baarcapitalien ꝛc. ꝛc. müſſen für die Zwiſchenzeit als in gleicher 
Größe vorhanden angenommen werden. 

So kommt es, daß der anfänglich gewonnene, ohnehin ſchon 
mit unvermeidlichen Mängeln behaftete Vertheilungsmaßſtab — kaum 
zur Giltigkeit gelangt — gleichſam unter der Hand wieder entſchlüpft, oder 
vielmehr ſchon im Beginn ſeiner Geltungszeit durch Aenderung der 
perſönlichen und Familienverhältniſſe, des Abſatzes und der ſonſtigen Lage 
des Verkehrs, des Preiſes der Liegenſchaften, des Zinsfußes und des 
Arbeitslohnes ꝛc. unbrauchbar wird. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Einfluß der (mündlich ertheilten) Baubewilligung und ſpäterer 
Verhandlungen vor dem Gemeindeamte auf die Entſcheidung von 
Beſitzſtorungen anläßig des bewilligten Baues. — Grenzen der 
diesfälligen Ingerenz des Gemeindevorſtandes. — Unterſchiedliche 
Wirkung des politiſchen und gerichtlichen Bauverbotes. 

A., Beſitzer der Realität Nr. 2 in K., begehrte mit der Klage 
de praes. 9. November 1877, 3. 10.336, beim k. k. Bezirksgerichte 
zu B. wider feinen Nachbar B., als Beſitzer der Realität Nr. 3 eben- 
dort, das Erkenntniß: „der Geklagte habe dadurch, daß er in der 
Grenzmauer, welche die Gartenparcelle Nr. 66 von der Gartenparcelle 
Nr. 72 ſcheidet, an der Stelle der dort befindlichen Bienenſtöcke Stallungen 
fiir Borſtenvieh errichtete und dieſe in die Gartenparcelle Nr. 66 vor- 
ſchob, den Beſitz der zur Realität Nr. 2 gehörigen Gartenparcelle 
Nr. 66 geſtört, ſei ſchuldig, ſich jeder weiteren Beſitzſtörung bei ange⸗ 
meſſener Geldſtraſe zu enthalten und den vorigen Stand durch Beſeiti— 
gung der in die Gartenpareelle Nr. 66 vorgeſchobenen Schweinſtallungen 
wieder herzuſtellen und zwar binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution. 

Das k. k. Bezirksgericht zu B. hat nach Abhörung von Zeugen 
und Sachverſtändigen den Kläger mit dem Endbeſcheide vom 18. Sep⸗ 
tember 1878, Z. 8953, abgewieſen und zur Tragung der Gerichts— 
koſten verurtheilt aus nachſolgenden Gründen: 


Der Kläger führt in der Replik an, die Beſitzſtörung habe darin 


beſtanden, daß Geklagter an der Stelle in der Grenzmauer zwiſchen 
den Gartenparcellen Nr. 66 und Nr. 72, wo ſonſt Bienenſtöcke ſtanden, 


Stallungen für Borſtenvieh mit Ziegelbedachung errichtet und dieſe 
Stallungen weiter in den Luftraum des Klägers vorgeſchoben habe, als 
das Schindeldach ober den Bienenſtöcken reichte, und überdies darin, 


daß dieſe Stallung im Verhältniſſe zu den früheren Bienenſtöcken um 
11 bis 2° längs der Grenzmauer länger iſt und dieſer verlängerte 
Theil ebenauch in den Luftraum des Klägers inſoferne vorragt, als die 
Dachung über der Stallung um 6“ oder 7“ in die Gartenparcelle des 


Klägers hineinreicht. 


handelt um den Beſitz des Klägers bezüglich des Luftraumes über der 
Gartenparcelle Nr. 66 in K., und entſcheidend iſt der Umſtand, ob die 
Bedachung oder die Dachtraufe der neuen Stallungen weiter in dieſen 
Luftraum hineinrage, als das Dach ober den beſtandenen Bienenſtöcken 
und ob die neuen Stallungen länger ſind als dieſe waren, weil dann 
an jenen Stellen, wo die neuen Stallungen länger wären als dieſe, 
keine Dachung oder Dachtraufe ſich befand und daher die Traufe erſt 
neu errichtet wäre. 


Hingegen iſt der Umſtand nicht entſcheidend, ob das Dach ober 
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den Bienenſtöcken mit Schindeln gedeckt war und jenes über der neuen 
Stallung mit Ziegeln gedeckt erſcheint, weil die Art und Weiſe der 


Bedachung auf den Luftraum keinen Einfluß äußert, ſobald die Traufe 
gleich weit reicht. 

Es lag daher dem Kläger ob, zu erweiſen, daß die Dachung oder 
die Dachtraufe der Stallungen weiter in den Luftraum über der 
Gartenparcelle Nr. 66 in K. hineinragt, als die Dachung der beſtan⸗ 


denen Bienenſtöcke, und weiters zu erweiſen, daß die Stallungen länger 


ſind als dieſe waren. Kläger hat zwar in beiden Richtungen Beweiſe 
angeboten, dieſelben ſind ihm jedoch weder in der einen noch in der 
andern gelungen, weshalb derſelbe abzuweiſen war. 

Das k. k. böhmiſche Oberlandesgericht hat aber mit dem Decrete 
vom 4. November 1878, Z. 30.989, über den Recurs des Klägers 
den Erkenntnißbeſcheid des k. k. Bezirksgerichtes zu B. vom 18. Sep⸗ 


| 


tember 1878, Z. 8593, aufgehoben und dem k. k. Bezirksgerichte auf- 
getragen, das Verfahren in der unten angedeuteten Richtung zu ergänzen 
und hierauf ein neues Erkenntniß zu ſchöpfen und zwar aus folgenden 
Gründen: 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich um einen Streit an— 
läßig eines vorgenommenen Baues, wobei unter Anderem auch 
entſcheidend iſt, ob der Bauführer ſich nach § 340 a. b. G. 
und § 72 a. G. O. benommen hat. Der Geklagte behauptet in der 
Einrede, er habe die Bewilligung des Gemeindeamtes zum Auf- 
bau dieſer Stallungen erlangt, unterließ jedoch, hierüber einen Beweis 
anzubieten. Es wird daher dem k k. Bezirksgerichte aufgetragen, den 
Geklagten zu belehren, daß er ſeine Behauptung mit einem Beweiſe 
unterſtützen ſolle. Soweit möglich, ſollen auch die etwa vorhandenen 
Baupläne, dann die Erhebungen der Baucommiſſion und die hierüber 
erfloſſene Erledigung zu den Acten erbracht und falls der Bau behörd— 
lich bewilligt wurde, auch noch conſtatirt werden, ob derſelbe nach dem 
conſentirten Plane bewerkſtelligt wurde. Hierüber iſt ſodann der Gegen— 
theil zu vernehmen und hierauf das weitere Amt zu handeln. Der 
Kläger hat in der Replik auch angeführt, daß er wegen dieſer Bau— 
führung beim Gemeindeamte Klage führte, der Gemeindevorſtand aus 
dieſem Anlaſſe einen Ausgleich verſuchte, letzterer jedoch nicht zu Stande 
kam und der Geklagte deſſenungeachtet den Banu ſortſetzte. Der Geklagte 
hat dies in Abrede geſtellt. Es waren demnach, da auch dieſer That— 
umſtand entſcheidend ſein kann, die vom Kläger hierüber ange— 
botenen Beweiſe durchzuführen und bei der Zeugenvernehmung auch 
ſicherzuſtellen, wienach es kam, daß ungeachtet des Proteſtes des Klä— 
gers der Gemeindevorſtand als Polizeibehörde die Fortſetzung und Been- 
digung des Baues zugegeben habe. 

Das k. k. Bezirksgericht zu B. hat ſohin auf Grund der auf— 
getragenen Ergänzung des Verfahrens durch Vernehmung der Streit— 
theile und der Zeugen mit dem Erkenntnißbeſcheide vom 9. April 1879, 
3. 3248, die Klage de maes. 9. November 1877, 3. 10.336, aber- 
mals zurückgewieſen und dem Geklagten die Gerichtskoſten zuerkannt 
aus nachſtehenden Gründen: 

Dem Gebrechen der Unbeſtimmtheit konnte der Kläger A. im 
Hinblick auf 8 340 a. b. G. ſehr leicht dadurch vorbeugen, wenn er 
während der Bauführung das Bauverbot einer ſolchen Neuerung erwirkt 
hätte, wozu Kläger umſomehr Grund hatte, als der Gemeindevorſtand 
von K., welcher die Errichtung der Schweinſtallungen als keinen neuen 
Bau anſah und ohne Rückſicht auſ die Beſtimmungen der Bauordnung 
die Bewilligung zu dieſem Bau mündlich ertheilte, die Streittheile nach 
fruchtloſem Ausgleichsverſuche an das Gericht verwies, welches 
Vorgehen desſelben mit dem Hofdeerete vom 25. März 1841, Z. 8303, 
völlig im Einklange ſich befindet. Der Kläger A. kann ſich nicht damit 
ſchützen, daß der Geklagte gegen das Verbot die Stallungen zu Ende 


baute. Denn der Gemeindevorſtand gibt an, er habe dem Geklagten 
- verboten, inſolange den Bau fortzuſetzen, als die Angelegenheit nicht 
Aus dieſen Angaben des Klägers ergibt ſich, daß es ſich hier 


ausgeglichen ſein wird, und er habe, weil ihm der Ausgleich nicht 
gelungen, die Parteien an das Gericht verwieſen und führt weiters 
ausdrücklich an, daß dieſes Bauverbot nicht den Sinn hatte, als ob er 
ſeine frühere, mündlich ertheilte Bewilligung widerrufen wollte. Dieſes 
Verbot des Gemeindevorſtandes konnte auch nicht die Wirkung haben, 
daß der Geklagte nicht hätte weiterbauen dürfen, weil es ſich bei dieſer 
Bauführung blos um die privatrechtlichen Intereſſen des Klä— 
gers A. handelte, über dieſelben jedoch nur das Gericht zu entſcheiden 
berufen iſt, und weil $ 340 a. b. G. ausdrücklich vorſchreibt, daß ein 
gerichtliches Bauverbot erwirkt werden müſſe und nachdem der Klä— 
ger dieſes zu erwirken unterließ, brachte er ſich ſelbſt um den Beweis, 
inwiefern ſeine privatrechtlichen Intereſſen verletzt worden ſeien. Es 
kann auch dem Geklagten B. deshalb, weil er hinwieder den $ 72 
a. G. O. nicht in Anwendung brachte, keinesfalls aufgetragen werden, 
die bewußte Dachung zu beſeitigen, weil es ſich hier nicht um eine 
Bauführung im engeren Sinne handelt, ſondern um bloße Aufſtellung 
von Stallungen für Borſtenvieh an Stelle der ehemaligen Bienenſtöcke 
und daher der Gemeindevorſtand nicht als nothwendig erkannte, die 
Vorſchriften der Bauordnung anzuwenden; weiters ſich aber auch vom 
Standpunkte der Beſtimmungen über die Baudurchführung blos um 
jene Theile der Dachung handeln könnte, um welche letztere über den 
Stallungen länger iſt, als jene über den Bienenftöcken war, im Hin⸗ 
blick auf die Unbeſtimmtheit der Zeugenausſagen in dieſer Richtung 


jedoch eine genaue Feſtſetzung ſich als unmöglich darſtellt. 


Das k. k. böhmiſche Oberlandesgericht hat die abermalige Be— 


ſchwerde des Klägers gegen dieſen Endbeſcheid mit dem Decrete vom 


12. April 1879, 8. 14.613, verworfen, weil, wie ſchon der erſte 


Richter in deu Gründen des berufenen Endbeſcheides nach der Actenlage 
ausgeführt hat, Kläger eine Beſitzſtörung nicht dargethan hat, da weder 


über den Umſtand, daß die Dachung über den Schweinſtallungen weiter 


in den Gartengrund des Klägers hineinreiche, als jener über den ehe- 


maligen Bienenſtöcken, noch über den weiteren, daß die Stallung länger 


iſt als dieſe waren, ein gerichtsordnungsmäßiger Beweis erbracht wurde. 


Denn die bezüglich des erſteren Umſtandes vernommenen Zeugen waren 
überhaupt nicht in der Lage, beſtunmte Angaben zu machen, und bezüg⸗ 
lich des letzteren Umſtandes ſind die Ausſagen der Zeugen D. und C. 
ebenfalls unbeſtimmt und in der Hauptſache eigentlich widerſprechend. 
Wird weiters erwogen, daß der Gemeindevorſtand beſtätigt, was auch 
durch die Zeugniſſe des Gemeindeamtes in K. do. 15. December 1878 
und ddo. 6. Februar 1879, welche den Acten beigeſchloſſen wurden, 
außer Zweifel geftellt erſcheint, daß dem Geklagten die behördliche Bewilli⸗ 
gung zu der erwähnten Bauführung ertheilt wurde, daß ferner der Ge— 
meindevorſtand in Folge der Beſchwerde des Klägers zwiſchen den Parteien 
einen Ausgleich verſuchte und nachdem derſelbe mißlang, die Bewilligung 
zum Bau nicht widerrief, ſondern die Parteien auf den ordentlichen Nechts- 
weg verwies, ſo kaun in dem Benehmen des Geklagten eine Eigenmächtig⸗ 
keit und widerrechtliche Störung im Beſitze des Klägers nicht erblickt wer— 
den, daher die Beſchwerde verworfen und der angefochtene Endbeſcheid als 
im Geſetze begründet vollinhaltlich beſtätigt werden mußte. 

Dem gegen dieſe obergerichtliche Entſcheidung ergriffenen außer⸗ 
ordentlichen Reviſiousrecurſe des Klägers hat der k. k. oberſte Gerichts- 
hof mittelſt Entſcheidung vom 9. Juli 1879, Z. 7536, keine Folge 
zu geben befunden, — weil in den gleichlautenden Entſcheidungen der 
unteren Juſtanzen im Hinblick auf deren Begründung weder eine Un- 
gerechtigkeit noch eine Ungeſetzlichkeit erblickt werden kann, daher die 
Bedingungen nicht vorliegen, deren Vorhandenſein nach dem Hofdecrete 
vom 15 Februar 1833, J. G. S. Z. 2593, zur Aufhebung oder 
Abänderung gleichlautender Entſcheidungen erforderlich iſt. R. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. III. Quartal. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 
Nr. 50. Ausgeg. am 5. Juli. 

Verbot der Zeitſchrift „Amerikän“. H.⸗M. Z. 21.152. 3. Juli. 

Abänderung einiger Beſtimmungen in Betreff der Behandlung der Poſt— 
anweiſungen im Verkehre zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und Frankreich nebſt Algier. 
H.⸗M. Z. 19.825. 30. Juni. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Neum in der Herzegowina. H.⸗M. Z. 18.676. 


29. Juni. 
Nr. 51. Ausgeg. am 11. Juli. 


Aenderungen in den Fahrpoſttarifen „Belgien und Dänemark“. H.⸗M. 
3. 21.595. 24. Juni. 

Richtigſtellung des Fahrpoſttarifes „Schweiz“. H. M. 3. 21.594. 4. Juli. 

Poſt⸗Dampfſchiſſverbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von Afrika. 
HM. 8. 21.071. 2. Juli. 

Auflaſſung des Poſtamtes Dizmo und Errichtung 
Trilj. H.⸗M. Z. 18.647. 29. Juni. 

Errichtung eines Poſtamtes im Bahnhofe Klachau. 
29. Juni. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Mannersdorf am 
Z. 20.236. 29. Juni. 


eines Poſtamtes zu 
H.⸗M. Z. 20.223. 
Leithaberge. H.⸗M. 


Nr. 52. Ausgeg. am 12 Juli. 
Verbot der Zeitſchrift: „Romania libera“. H.⸗M. Z. 22.049. 9. Juli. 
Syſtemiſtrung einer Haupteaſſiersſtelle bei der Poſtdirectionscaſſa in Graz. 
H.⸗M. Z. 18.992. 5. Juli. 
Verlegung des Etappenpoſtamtes Nr. Xy von Bugojno nach D. Vakuf in 
Bosnien. H.⸗M. Z. 21.217. 6. Juli. 
Auflaſſung des Poſtamtes in Pattigham. H.⸗M. Z. 20.726. 4. Juli. 
Nr. 53. Ausgeg. am 15. Juli. 
Inſtradirung der Briefpoſtſendungen nach der Turkei. H.⸗M. Z. 13.759. 
4. Juli. 


nl 


Einſchärfung der Verordnung über die mittelſt Marken zu entrichtenden 
Gebühren für Poſtanweiſungen nach dem Auslande. H-M. 8. 22.086. 12. Juli. 
Nr. 54. Ausgeg. am 21. Juli. 

Abdruck von Nr. 79 R. G. Bl. 
Zuſtellung von Poſtſendungen, in deren Adreſſen mehrere Perſonennamen 
vorkommen. H.⸗M. Z. 22.657. 16. Juli. 
Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H. M. 3. 21.878. 06, 
Nr. 55. Ausgeg. am 25. Juli. 
Beitritt Bulgariens zum Weltpoſtvereine. H.-M. 3. 20.958. 16. Juli. 
Ermächtigung des Poſtamtes Nagy⸗Beeskerek (Groß⸗Beeskerek) zur Ver⸗ 
“er von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. HM. Z. 22.659. 
15. Juli. 
Verwahrung und Evidenzhaltung der Retourrecepiſſe zu recommandirten 
Briefpoſtſendungen. H.-M. 3. 30.093 ex 1878. 22. Juli. 
Nr. 56. Ausgeg. am 31. Juli. 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes im königl. ungariſchen Poſtgebiete für den 
II. Semeſter 1879. H.⸗M. Z. 23.297. 19. Inli. 
Betreffend die Adreſſen der Briefe mit Werthangabe im internationalen 
Poſtverkehre. H.⸗M. Z. 21.559. 19. Juli. 
Nr. 57. Ausgeg. am 7. Auguſt. 
Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H.⸗M. Z. 23.885 25. Juli. 
Nr. 58. Ausgeg. am 18. Auguſt. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Porican. H.⸗M. Z. 24.183. 9. Auguſt. 
Nr. 59. Ausgeg. am 23. Auguſt. 
Aufhebung der über die Zeitung „Corriere della Sera“ verhängten Poſt⸗ 
debitentziehung. H.-M. Z. 26.954. 21. Auguſt. 
Aenderung im Fahrpoſttarife „Rußland“. H.-M. Z. 24.956. 8. Auguſt 
Nr. 60. Ausgeg. am 30. Auquſt. 
Fahrpoſttarif „Rumänien“. H.⸗M. Z. 26.243. 18. Auguſt. 
Bezug der Gebühren für Zeitungsüberweiſungen im Wechſelverkehre mit 
Deutſchland. H.⸗M. Z. 25.573. 23. Auguſt. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Kalnica. Hö.-M. Z. 23.542. 20. Auguſt. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Lavarone. H.-M. Z. 25.153. 22. Auguſt. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Neu-Benatek. H.⸗M. Z. 24 415. 22. Auguſt. 
Nr. 61. Ausgeg. am 4. September. 
Verlegung des rumäniſchen Poſtamtes Itzkany Bahnhof nach BVerefte. 
3. 27.333. 26. Auguſt. 
Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frankreich“. H.-M. Z. 27.841. 27. Auguſt. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Proſchwitz. H.-M. Z. 26.082. 27. Auguft. 
Nr. 62. Ausgeg. am 9. September 
Geänderte Faſſung des § 3 im Artikel VII des Reglements zur Ausführung 
des Uebereinkommens betreffend den Austauſch von Brieſen mit Werthangabe, 
ddo. Paris 1. Juni 1878. H.⸗M. Z. 25.650. 31. Auguſt. 
Errichtung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſtgebiete. H.⸗M. 
3. 26.082. 27. Auguſt. 
Nr. 63. Ausgeg. am 12. September. 
Aenderungen in dem Fahrpoſttarife „Spanien“. H.⸗M. Z. 27.752. 3. Sep⸗ 
tember. 
Hinausgabe eines neuen Verzeichniſſes der Zeitungen, welche gerichtlich ver⸗ 
boten worden find, und welchen dermalen der Poſtdebit entzogen iſt. H.⸗M. 
8. 27.703. 3. September. 
Nr. 64. Ausgeg. am 15. September. 
Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerattonsgebühren für aus⸗ 
ländiſche Zeitungen pro IV. Quartal 1879. H.⸗M. Z. 27.338. 31. Auguſt. 
Aenderungen im Fahrpoſttarife „Großbritannien und Irland“. H. M. 
Z. 27.405. 3. September. 
Einſchärfung der Beſtimmungen über die Behandlung der Correſpondenzen 
nach Auſtralien und Neu⸗Seeland bei der Beförderung über Italien. H.⸗M. 
Z. 28.280. 5. September. 
Nr. 65. Ausgeg. am 18. September. 
Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, nicht an ihre Beſtim⸗ 
mung gelangte Correſpondenzen nach und aus Canada. H.⸗M. Z. 29.002. 
10. September. 
Beigabe von Geſundheitsſcheinen zu Fleiſchſendungen nach der Schweiz 
und im Tranſit durch die Schweiz. H.⸗M. Z. 28.879. 10. September. 
| Errichtung eines Poſtamtes zu Ptin (Pteni). H⸗M. Z. 28.869. 13. Sep⸗ 
tember. 


HM. 


Nr. 66. Ausgeg. am 19. September. 
Verbot der Zeitſchrift: „La cause générale“ „Obszezeje dito“. H.⸗M. 
3. 29.602. 16. September. 


Ermächtigung des königl. ungarischen Poſtamtes in Nagy⸗Käroly zur Ver⸗ 
mittlung von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. H.⸗M. Z. 29.426. 
15. September. 

Nr. 67. Ausgeg. am 22. September. 

Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Winterſemeſter 1879/80, d. i. für | 
die Zeit vom 1. October 1879 bis Ende März 1880. H.⸗M. Z. 24.560. 12. Sep⸗ 
tember. 

Ermächtigung des k. k. Stadtpoſtamtes in Pilſen zur Abfertigung von 
Poſtſendungen im Gewichte von mehr als 2˙5 Kilo in das Ausland ohne Inter⸗ 


12 


Nr. 84. Ausgeg. am 31. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an den Verwaltungsrath der k. k. priv. 
Erzherzog Albrecht⸗Bahn, betreffend die Feſtſetzung der Tarifbeſtimmungen für 
den Perſonenverkehr auf den Linien der Erzherzog Albrecht⸗Bahn. Z. 19.706. 
7. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen 


betreffend die gebührenfreie Beförderung von Werkzeugen, Arbeitsmaſchinen u. |. w. 


für die durch die Theißüberſchemmung geſchädigten Gewerbetreibenden Szegedins. 
8. 22.469. 15. Juli. 


vention von Gefällsorganen. H.⸗M. Z. 26.081. 17. September. 
Nr. 68. Ausgeg. am 27. September. 

Hinausgabe eines neuen Fahrpoſttarifes „Großbritannien und Irland“. 
H.⸗M. Z. 29.607. 20. September. 

Abſtellung der Refundirung der von der Poſtcaſſe Wien den Poſteaſſen 
in Gold oder Mark zugeſendeten Dotationen. H.-M. Z. 27.757. 18. September. 

Auflaſſung des Etappenpoftamtes Nr. 11 in Sirokibrieg (Herzegowina). 
H.⸗M. Z. 29.644 19. September. 


Centralblatt für Eiſendahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 71. Ausgeg. am 1. Juli. 


Nr. 72. Ausgeg. am 3. Juli. 


Nr. 73. Ausgeg. am 5. 

Abdruck von Nr. 92 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 98 R. G. Bl. 

Nr. 74. Ausgeg. am 8. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche politiſche Landesbehörden 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, betreffend den Vorſchlag 
von Sachverſtändigen für das Enteignungsverfahren zu Eiſenbahnzwecken. Z. 5741. 
14. April. 

Erlaß des k. k. Juſtizminiſters an ſämmtliche k. k. Oberlandesgerichte, betref— 
fend die Verwendbarkeit der mit Rückſicht auf das Enteignungsverfahren für Eiſen⸗ 
bahnzwecke in die Jahresliſte aufgenommenen Sachverſtändigen im ganzen Ober— 
landesgerichts-Sprengel. 3. 6519. 26. April. 

Nr. 75. Ausgeg. am 10. 


Juli. 


Juli. 


Nr. 76. Ausgeg. am 12. 


Juli 


Nr. 77. Ausgeg. am 15. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen der in Böhmen, 
Mähren und Schleſien gelegenen Bahnlinien, hinſichtlich der authentiſchen Ueber⸗ 
ſetzung des Textes der Warnungstafeln bei Bahnübergängen in die czecho⸗fſlaviſche 
Sprache. Z. 20.107. 26. Juni. 

Nr. 78. Ausgeg. am 17. Juli. 


Nr. 79. Ausgeg. am 19. Juli. 
Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen an ſämmtliche 
öfter. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Unzuläſſigkeit der Anbringung von 
Annoncen auf Eiſenbahn- und Dampfſchiffahrtkarten. Z. 6172 —1II. 12. Juli. 


Nr. 80. Ausgeg. am 22. Juli. 


Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen an ſämmtliche 


öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Signaliſirung auf in gleichem oder 
nahezu gleichem Niveau liegenden Parallelſtrecken. Z. 279311. 12. Juli. 
Nr. 81. Ausgeg. am 24. Juli. 
Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn vom Türmitz⸗Bili⸗ 
ner Flügel der Auſſig⸗Teplitzer Bahn nächſt der Station Auperſchin zur Zucker⸗ 
fabrik in Welboth. Z. 20.556. 14. Juli. 


Nr. 85. Ausgeg. am 2. Auguſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an die mit der Staatsgarantie eines 
Reinerträgniſſes ausgeftatteten Eiſenbahnen, betreffend die Aufhebung der Verſicherung 
gegen Transportſchäden und die Beſchränkung der Feuerverſicherung. Z. 22.963, 
21. Juni. 


= 


Nr. 86. Ausgeg. am 5 


. Auguft. 


Nr. 87. Ausgeg. am 7. Auguſt. 
Erſtreckung der Baufriſten und Außerkraftſetzung der Conceſſionen hinſicht⸗ 
lich mehrerer Linien der Neuen Wiener Tramway⸗Geſellſchaft. H.⸗M. Z. 12.155. 
19. Juni. 
Nr. 88. Ausgeg. am 9. Auguſt. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von Groß⸗Kuchel nach Modran und Nußle. Z. 20.191. 14. Juli. 


Nr. 89. Ausgeg. am 12. Auguſt. 


Nr. 90. Ausgeg. am 14. Auguſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


I 
Berfonalien. 


| Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hof- und 
Miniſterialſecretärs bekleideten Agenor Grafen Golucho ws ki eine beſoldete Lega⸗ 
tionsſecretärsſtelle verliehen und ihn zum Honorarlegationsrath ernannt. 

| Seine Majeſtät haben dem Baurathe bei der niederöſterreichiſchen Statt⸗ 
halterei Hermann Wehrenfennig den Titel und Charakter eines Oberbaurathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei dem k. und k. Conſulate in Nizza verwen— 
deten Honorarkanzler Johann B. Maiſtre das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem in den Ruheſtaud tretenden Oberrechnungsrathe 
extra statum und Vorſtande des Rechnungsdepartements der k. k. Poſtdirection 
für Wien und Umgebung Eduard Kartak die Allerhöchſte Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 8 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Conſulates in Saigon 
J. E. Opſtetten zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Wirthſchaftsadjuncten des Staatsgeſtütes Radautz 
Joſef Mayer und dem Wirthſchaftseleven desſelben Geſtütes Zdeuko Trinks, 
Erſterem den Titel und Charakter eines Wirthſchaftsverwalters und Letzterem den 
Titel eines Wirthſchaftsadjuncten verliehen. 


| 


Erledigungen. 


Rathsſtellen beim Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien mit 2400 fl. Gehalt und 30percentigem Quartiergelde, bis 15. Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 1.) 

Rechnungsofficialsſtelle bei der Buchhaltung des k. k. Staatsgeſtütes in 
Radautz in der Bukowina mit der zehnten Rangsclaſſe und Naturaldeputaten, 
bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 2.) 


Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt Nr. 11: 


Nr. 82. Ausgeg. am 26. Juli. 


Nr. 83. Ausgeg. am 29. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die Vorlage der Geſchäftsberichte und Generalverſammlungs⸗Protokolle. 
8. 22.555. 14. Juli. | 

Agiozuſchlag zu den Fahı- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Eiſenbahnen. 24. Juli. | 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Der Staatsheamte. 


Kalendarium und Jahrbuch für die k. k. öſterr. Civilbeamten pro 1880. 


Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, General- 
Secretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereines, redigirte Werk 
enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k Staatsbeamten. 


Preis eleg. geb. 2 fl. 
Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


